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Vor den Augen der Weltöffentlichkeit eroberte Aserbaidschan innerhalb weniger Wochen die seit
Jahren umkämpfte armenische Enklave Bergkarabach im Südkaukasus. Damit endet ein seit
Jahrzehnten andauernder Konflikt zwischen den beiden Staaten Armenien und Aserbaidschan mit
einer blutigen Niederlage der Armenier:innen.

Innerhalb von nur zwei Wochen besiegte Aserbaidschan die Truppen der völkerrechtlich nicht
anerkannten Republik Arzach, die 1994, nach dem ersten Krieg, von den armenischen
Bewohner:innen Bergkarabachs proklamiert worden war.

Angriff und Eroberung

Am 19. September startete Aserbaidschan einen großangelegten Angriff auf die Region und griff die
Stellungen der ethnisch-armenischen Kräfte in Bergkarabach an. Innerhalb weniger Tage  wurden
die Streitkräfte der Republik Arzach geschlagen, ihre Stellungen vernichtet und die Übergabe ihrer
Waffen erzwungen. Weder der Staat Armenien noch die 2.000 Personen starke russische
„Friedenstruppe“ kamen ihnen zu Hilfe.

Dem vorausgegangen war eine monatelange Blockade des Latschin-Korridors. Dieser stellt die
einzige Landverbindung zwischen Bergkarabach und Armenien dar und ist die einzige Möglichkeit,
die in Bergkarabach lebenden Armenier:innen mit ausreichend Lebensmitteln und Medikamenten zu
versorgen. Dies war durch die Blockade über Monate nicht mehr möglich. Die Bevölkerung in
Bergkarabach wurde quasi ausgehungert.

Bei der militärischen Auseinandersetzung waren die Karabacharmenier:innen nicht nur dramatisch
in der Unterzahl, sondern auch durch die vorangegangenen Blockaden unterversorgt und
geschwächt. Daher waren sie und ihre international nicht anerkannte Republik Arzach nach nur
einem Tag zur Aufgabe gezwungen. Der aserbaidschanische Präsident Alijew verkündete, dass die
angeblichen „Antiterrormaßnahmen“ gegen die armenischen Separatist:innen erfolgreich beendet
seien und, die Souveränität des Landes wiederhergestellt zu haben. In einer Rede an die Nation ließ
er verlauten, Bergkarabach sei komplett unter seiner Kontrolle.

Bei den Angriffen wurden hunderte Menschen umgebracht, darunter auch viele Zivilist:innen. Rund
85.000 Menschen – etwa zwei Drittel der Einwohner:innen Arzachs – sind mittlerweile geflohen, zum
größten Teil nach Armenien. Das Regime von Aserbaidschan setzt auf diese ethnische Säuberung,
um nicht nur Bergkarabach voll in das Staatsgebiet zu integrieren, sondern auch um durch die
Vertreibung der armenischen Bevölkerung jeden zukünftigen Widerstand zu unterbinden.

Das Alijew-Regime lässt keinen Zweifel daran, dass es die Armenier:innen loswerden möchte. Im
Staatsfernsehen wird von ihnen als „Ungeziefer“ gesprochen und Politiker:innen erklärten während
des zweiten Bergkarabachkonflikts, man müsse Armenier:innen wie Hunde aus Bergkarabach
verjagen. Auch die aserbaidschanischen Soldat:innen, die sich nun dort befinden, sind mit
antiarmenischem Hass aufgewachsen. Ein brutales Vorgehen der aserbaidschanischen Truppen in
Bergkarabach könnte dem Alijew-Regime sogar nutzen, sich innenpolitisch zu festigen.
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Unter diesem Druck sahen sich die Behörden Bergkarabachs zur vollständigen Kapitulation
gezwungen. Am 28. September 2023 erklärten sie die vollständige Auflösung der Republik Arzach
bis zum 1. Januar 2024.

Derweil sieht die „Weltgemeinschaft“ tatenlos zu. Die „Schutzmacht“ Russland wäscht ihre Hände in
Unschuld, die Türkei feiert den Sieg der „Brüder“ und legt mit der Forderung nach einem Korridor
zwischen Aserbaidschan und der azerischen Enklave Nachitschewan nach.

Das verdeutlicht, dass die Eroberung Bergkarabachs längst nicht das Ende der nationalen
Gegensätze bedeutet und weitere Kriege folgen könnten. Der Kaukasus gleich dabei dem Balkan, wo
sich Konflikte zwischen den Staaten und ihren nationalistischen Führungen mit dem Kampf
zwischen Groß- und Regionalmächten um geostrategischen und ökonomischen Einfluss verbinden.
Vor diesem Hintergrund muss auch die Geschichte des Konflikts betrachtet werden.

Hintergrund des Konflikts

Nach Ende der Sowjetunion wurde Bergkarabach Aserbaidschan zugesprochen und wird auch
international als dessen Teil anerkannt. Die armenische Bevölkerung war aber schon damals nicht
einverstanden damit. In den Jahren 1992 – 1994 spitzte sich der Konflikt zu und es kam zu einem
offenen Krieg. Dabei gelang es den militärischen Verbände Bergkarabachs, unterstützt von
Armenien, die Enklave zu verteidigen und zusätzliche Gebiete Aserbaidschans zu erobern. Die von
Armenier:innen kontrollierten Gebiete vergrößerten sich also, sodass eine Verbindung zwischen
Armenien und Bergkarabach entstand. Diese Gebiete wurden damals nicht nur annektiert, sondern
auch viele Azeris vertrieben. Die Unabhängigkeitserklärung der Republik Bergkarabach, die später
in Republik Arzach umbenannt wurde, erfolgte schon 1991, also vor dem Krieg. Seit dem Ende des
ersten Krieges war Arzach dann auch de facto selbstständig. Seither wurde eine eigene Regierung
gewählt und die Region über 30 Jahre unabhängig verwaltet.

Als es 2020 zum zweiten Krieg kam, wendete sich das Blatt. Die Republik Arzach erlitt dabei trotz
Unterstützung durch Armenien große Gebietsverluste. Aserbaidschan verfügt, anders als Armenien,
über große Öl- und Gasvorkommen und konnte die durch den Export eingenommenen Devisen für
Rüstungsausgaben verwenden. Diese übertrafen die Armeniens in den letzten Jahren um ein
Vielfaches. Daher ist es nicht verwunderlich, dass Aserbaidschan einen großen Teil Bergkarabachs
und angrenzender Gebiete zurückeroberte, die zuvor von armenischen Streitkräften gehalten
worden waren. Russland vermittelte damals einen Waffenstillstand und nutzte die Gelegenheit, eine
Friedenstruppe von mehreren tausend Soldat:innen in der Gegend zu stationieren. Diese blieben
aber sowohl bei der monatelangen Blockade des Latschin-Korridors als auch beim aktuellen
militärischen Angriff Aserbaidschans auf Bergkarabach untätig. Dabei hätten die russischen
Friedenstruppen dafür sorgen sollen, dass das 2020 ausgehandelte Waffenstillstandsabkommen
eingehalten wird. Neben dem armenischen und aserbaidschanischen Staatsoberhaupt hatte es
damals auch der russische Präsident Wladimir Putin unterzeichnet. Das Abkommen sollte die
Existenz der Republik Arzach sichern.

Kräfteverhältnis im Südkaukasus

Für Armeniens Regierung unter Premierminister Nikol Paschinjan könnte die aktuelle Lage zu einer
Zerreißprobe werden. Viele Armenier:innen protestieren gegen ihn und werfen ihm vor, dass die
Regierung Armeniens Bergkarabach hätte schützen können. Sie sind wütend, dass Paschinjan sich
aus den Kämpfen raushielt und erklärte, sich nicht einmischen zu wollen. Der weitere Umgang mit
der armenischen Bevölkerung in Bergkarabach wird zeigen, ob er sich im Amt halten kann. Am 23.
September verkündete er, dass 40.000 Plätze für Geflüchtete aus Bergkarabach vorbereitet seien.
Eine komplette Evakuierung der Karabacharmenier:innen würde aber sicherlich eine große



Herausforderung darstellen.

Die Proteste in der armenischen Hauptstadt Jerewan (Eriwan) richten sich auch gegen Russland, das
lange Zeit als Schutzmacht Armeniens galt. Jetzt fühlen sich viele Armenier:innen im Stich gelassen.
Russland hat nicht nur die Blockade des Latschin-Korridors zugelassen, sondern auch beim Angriff
Aserbaidschans auf Bergkarabach tatenlos zugesehen, obwohl Armenien Teil der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten (GUS) und Mitglied der Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit
(OVKS) ist – von Russland dominierten wirtschaftliche, politischen und militärischen Bündnissen.

Dass Russland Arzach fallengelassen hat, kann sicherlich zum Teil mit seiner Fokussierung auf den
Krieg in der Ukraine erklärt werden. Daneben hängt das Vorgehen aber auch mit veränderten
Interessen in der Region zusammen. Russland unterhielt schon lange enge wirtschaftliche
Beziehungen sowohl zu Armenien als auch zu Aserbaidschan. Es verkaufte an beide Seiten Waffen
und fungierte als Vermittler zwischen ihnen. Momentan scheint es zu einer Verschiebung in dieser
Konstellation zu kommen. Im autoritären Präsidenten Alijew scheint Putin zunehmend einen
gewinnbringenden Verbündeten gefunden zu haben, um neue Transportwege zu erschließen und
wirtschaftliche Beziehungen zu dem heute wesentlich reicheren Aserbaidschan zu pflegen. Formell
ist Russland zwar immer noch Verbündeter Armeniens, de facto scheinen sich aber die Beziehungen
zu Aserbaidschan zu vertiefen.

Doch nicht nur Russland, auch die Türkei und zunehmend auch westliche imperialistische Mächte
verfolgen wirtschaftliche Interessen im Südkaukasus. Die Türkei ist für Aserbaidschan langjährige
Verbündete, liefert ausschließlich an Aserbaidschan Waffen und unterstützte den Einmarsch in
Bergkarabach. Der türkische Präsident Erdogan machte in einer Rede vor der UN-Vollversammlung
die armenische Regierung für die Eskalation des Konflikts verantwortlich, da diese die Chance für
Verhandlungen nicht genutzt habe.

Die Türkei unterstützt also nach wie vor die von ihr als legitim erachteten Schritte Aserbaidschans
gegen Bergkarabach, das als aserbaidschanisches Territorium angesehen wird. Allerdings könnte sie
auch versucht sein, die Lücke, die Russland in Armenien hinterlässt, mit ihrem Einfluss zu füllen.
Sicherlich wäre die Öffnung der Grenze zu Armenien auch für die Türkei wirtschaftlich
gewinnbringend und würde die Möglichkeit für vermehrte Exporte bieten. Doch Armenien und die
Türkei verbindet eine Geschichte lange Feindschaft. Bis heute weigert sich Erdogan, die Massaker
an der armenischen Bevölkerung durch das Osmanische Reich während des ersten Weltkrieges als
Völkermord anzuerkennen. Für die Beziehungen bezeichnend ist das Monument der „Mutter
Armenien“, das auf einem Hügel über der armenischen Hauptstadt Jerewan thront. Es zeigt eine
heroische Frauenstatue, die von Panzern flankiert ist und mit festem Griff um ihr Schwert und
entschlossenem Blick Richtung Türkei, deren Grenze sich in Sichtweite des Monuments befindet,
schaut. Zugleich gab es auch immer wieder Versuche, die Beziehung beider Länder zu normalisieren
und Schritte in Richtung Öffnung der Grenze zu gehen. So gratulierte Paschinjan auf Twitter zur
Wiederwahl Erdogans und betonte seinen Wunsch nach Normalisierung der Beziehungen und
weiterer Zusammenarbeit.

Im Vergleich zu Russland und der Türkei hat die EU im Konflikt zwischen Armenien und
Aserbaidschan bislang nur eine recht geringe Rolle gespielt. Anfang diesen Jahres richtete sie eine
zivile Mission in Armenien ein. Dann sprachen sich die EU sowie die Bundesregierung für
diplomatische Verhandlungen aus. So ließ Bundesaußenministerin Baerbock in einer
Dringlichkeitssitzung des UNO-Sicherheitsrates in New York zur Lage in Bergkarabach verlauten,
dass jetzt die Zeit zur Deeskalation gekommen sei. Andererseits unterzeichnete die EU im
vergangenen Jahr ein Gasabkommen mit Aserbaidschan, wobei dieses von der EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen als „entscheidender Partner“ bei der Bewältigung der
Energiekrise bezeichnet wurde.



Wie sich die politische Lage in der Südkaukasusregion verändert, wird sich zeigen. Fakt ist aber,
dass sowohl Russland, die Europäische Union, die USA, die Türkei und der Iran Interessen in der
Region verfolgen. Auch ist gewiss, dass es eine Verschiebung der bisherigen Beziehungen gibt.
Armeniens Ministerpräsident Paschinjan bedauert, sich allein auf Russlands Unterstützung
verlassen zu haben. „Armeniens Sicherheitsarchitektur war zu 99,999 Prozent mit Russland
verbunden“, äußerte er Anfang September. Er bezeichnete dies als strategischen Fehler und will
nun ein gemeinsames Militärmanöver mit den USA abhalten.

Angesichts des erneut eskalierenden Konflikts in Bergkarabach wird deutlich, dass auch der
Südkaukasus einen Schauplatz imperialistischer Machtinteressen darstellt. Wie sich diese zukünftig
verschieben und ob sich das Eskalationspotenzial auch auf andere Regionen ausdehnt, wird sich
zeigen. So gibt es beispielsweise mit Abchasien und Südossetien zwei unabhängige Regionen auf
dem Gebiet Georgiens, deren Souveränität zwar von den wenigsten Staaten international anerkannt
wird, die sich allerdings mit Hilfe russischer Truppen der Kontrolle von Georgien entziehen und
damit de facto unabhängige Republiken darstellen. Der Konflikt um diese Regionen ist somit zwar
momentan eingefroren, schwelt aber sicherlich immer noch.

Vor diesem Hintergrund müssen wir uns klar gegen die Einflussnahme imperialistischer Mächte, die
bestehende Konflikte für die Durchsetzung ihrer Interessen nutzen, stellen. Das bedeutet, dass wir
uns auch gegen geostrategische Interventionen der Türkei und Russlands stellen müssen, aber
natürlich auch gegen die der EU und unserer eigenen Regierung, die schon seit Jahren versuchen, in
Georgien Einfluss zu nehmen. So ist es seit 2014 Teil der Vertieften und umfassenden
Freihandelszone (Deep and Comprehensive Free Trade Area; DCFTA) und plant langfristig einen
Beitritt zur EU. Wir müssen hier klar eine Antikriegsperspektive aufzeigen und der
Arbeiter:innenklasse verdeutlichen, dass sie in der Zusammenarbeit mit imperialistischen Mächten
nichts als Abhängigkeit gewinnen kann. Nur eine unabhängige Arbeiter:innenklasse, die sich
international organisiert, kann die Konflikte in der Region langfristig befrieden.

Lage in Armenien und Aserbaidschan

Den Angriff Aserbaidschans auf Bergkarabach müssen wir eindeutig als reaktionär charakterisieren.
Die armenische Bevölkerung Bergkarabachs ist eine unterdrückte Nation, deren
Selbstbestimmungsrecht mit Füßen getreten wird. Und sie hat zweifellos ein Recht auf
Selbstbestimmung und -verteidigung und sollte selbst entscheiden können, ob sie einen eigenen
Staat gründen oder sich Armenien bzw. Aserbaidschan anschließen möchte.

Wir müssen die Proteste gegen den reaktionären Angriff Aserbaidschans also unterstützen, sollten
aber gleichzeitig deren nationalistischen Charakter kritisieren. Die momentanen in der armenischen
Hauptstadt Jerewan richten sich hauptsächlich gegen den amtierenden Premierminister Paschinjan
und gegen seine regierende Partei „Zivilvertrag“. Die Proteste werden u. a. vom Oppositionsblock
„Mutter Armenien“ dominiert, dessen Vorsitzender Andranik Tewanjan am vergangenen Freitag bei
den Protesten vorübergehend festgenommen wurde. Dieser fordert den Rücktritt des amtierenden
Premierministers. Er stellet aber selbst ebenso wenig eine fortschrittliche Alternative dar und
umfasst armenisch-nationalistische bis liberale Kräfte. Teile der Opposition unterstützen auch den
ehemaligen Premierminister Robert Kotscharjan, der als Spitze des nationalkonservativen
Bündnisses „Armenien“ wieder zu Wahlen antritt.

Wir müssen diesem Nationalismus entschieden entgegentreten. Denn wozu dieser führen kann,
zeigte sich während des zweiten Bergkarabachkrieges. In den 1990er Jahren wurden vom
armenischen Nationalismus aserbaidschanische Gebiete brutal erobert, was in Massakern ganzer
Dörfer gipfelte. Auch hier kam es zu Vertreibung und ethnischen Säuberungen aserbaidschanischer
Siedlungsgebiete. Die armenische Arbeiter:innenklasse und die Linke müssen somit das Recht auf



Selbstbestimmung verteidigen, sie dürfen sich aber nicht vor den Karren des Nationalismus oder
imperialistischer „Freund:innen“ Armeniens spannen lassen.

Doch nicht nur die armenische Arbeiter:innenklasse, vor allem auch jene in Aserbaidschan steht vor
großen Aufgaben. Sie muss sich klar gegen die Eroberungspolitik „ihrer“ Regierung und den
nationalistischen Siegestaumel im Land stellen. Die Eroberung Azachs und die Vertreibung der
Armenier:innen müssen als das angeprangert werden, was sie sind: ein brutaler Eroberungskrieg
der herrschenden Klasse, der nur zur Festigung ihres Regimes dienen wird. Nur wenn die
Arbeiter:innen klar für das Recht auf Rückkehr und Selbstbestimmung der Armenier:innen
eintreten, können sie auch einen eigenen Klassenstandpunkt gegen „ihre“ Bourgeoisie und deren
russischen, türkischen und europäischen Verbündeten einnehmen.

Nur wenn dem Nationalismus in Armenien und Aserbaidschan ein Programm, das eine Lösung der
drängenden sozialen Fragen bereithält, entgegengestellt wird, kann der Arbeiter:innenklasse
aufgezeigt werden, dass der Nationalismus keine zufriedenstellenden Antworten für sie bereithält.
Wir müssen also für den Aufbau von Arbeiter:innenparteien eintreten, die für das
Selbstbestimmungsrecht aller Nationen kämpfen, dies aber im Kontext des Internationalismus tun.
Dabei muss klar sein, dass die nationale nur im Zusammenhang mit der Klassenfrage gelöst werden
kann. Denn im Kapitalismus, der immer wieder zu Krisen, Arbeitslosigkeit und Armut führt, können
nur reaktionäre, nationalistische oder rassistische Scheinlösungen gefunden werden. Daher treten
wir für die Bildung einer sozialistischen Föderation der Staaten des Kaukasus ein, die offene
Grenzen und die Rückkehr aller Vertriebenen ermöglicht. Denn nur sie ist in der Lage, dem
Kapitalismus seine Grundlagen zu entreißen, die Produktivkräfte zu enteignen und unter
Arbeiter:innenkontrolle demokratisch zu planen.


